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        Der Bundesrechnungshof hat das BMF aufgefordert, bei den Ländern darauf hinzuwirken, dass die Finanzämter umsatzsteuerpflichtige Leistungen der Ärzte vollständig erfassen. Das Leistungsspektrum und die Strukturen im Gesundheitswesen haben sich dahingehend verändert, dass nicht mehr ohne weiteres von der Steuerfreiheit für sämtliche Tätigkeiten im Gesundheitswesen ausgegangen werden kann.


        Ein Prüfungsschwerpunkt ist daher die Ermittlung von Einnahmen, die der Arzt bisher versehentlich nicht der Umsatzsteuer unterworfen hat. Die Betriebsprüfung geht üblicherweise so vor, dass zunächst im Wege einer Stichprobenprüfung privatärztliche Liquidationen nach möglicherweise umsatzsteuerpflichtigen Leistungen durchsucht werden. Werden solche Leistungen (Kennziffern nach der GOÄ) ermittelt, fordert der Prüfer anschließend eine vollständige Aufstellung aller gleichartigen Leistungen gegenüber Patienten vom Steuerberater.


        
          4.1 Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 14 UStG


          § 4 Nr. 14 UStG enthält eine umfassende Steuerbefreiung für die meisten Leistungen im Gesundheitswesen. Zu den steuerfreien Heilbehandlungsleistungen zählen aber z. B. nicht die:


          
            	schriftstellerische oder wissenschaftliche Tätigkeit,


            	Vortragstätigkeit,


            	Lehrtätigkeit,


            	Lieferungen von Hilfsmitteln,


            	entgeltliche Nutzungsüberlassung von medizinischen Großgeräten,


            	ästhetisch-plastische Leistungen, soweit ein therapeutisches Ziel nicht im Vordergrund steht,


            	bloße Überlassung von Praxis- und Operationsräumen nebst Ausstattung sowie die Gestellung von Personal durch einen Arzt an andere Ärzte.[2] 

          


          
            Hinweis


            Die Überlassung von Praxisausstattung ist umsatzsteuerpflichtig, die Kostenteilung in der Praxisgemeinschaft nicht.

          


           


          
            4.2 Sachverständigentätigkeit


            Leistungen eines Arztes sind nur dann von der Umsatzsteuer befreit, wenn sie der medizinischen Betreuung von Personen durch das Diagnostizieren und Behandeln von Krankheiten oder anderen Gesundheitsstörungen dienen. Deshalb ist auch die Erstellung eines ärztlichen Gutachtens nur dann nach § 4 Nr. 14 UStG steuerfrei, wenn ein therapeutisches Ziel im Vordergrund steht.


            In verschiedenen Verwaltungsanweisungen ist festgelegt, welche Gutachten vom Finanzamt als umsatzsteuerpflichtig angesehen werden.


            
              4.3 IGeL-Leistungen


              Ähnlich wie bei der Erstellung von Gutachten kommt es auch bei den IGeL-Leistungen darauf an, ob diese einen therapeutischen Zweck haben.


              
                Hinweis


                Therapeutische IGeL-Leistungen sind umsatzsteuerfrei!

              


               


              IGeL-Leistungen sind nur dann umsatzsteuerpflichtig, wenn die Kostenübernahme wegen fehlender medizinischer Notwendigkeit von den Krankenkassen abgelehnt wird.


              
                4.4 Kleinunternehmerregelung


                Werden umsatzsteuerpflichtige Leistungen im Rahmen einer Betriebsprüfung aufgedeckt, hilft häufig die Kleinunternehmerregelung weiter.


                
                  Hinweis


                  Trotz Aufdeckung steuerpflichtiger Umsätze wird die Umsatzsteuer bei Einhaltung der Kleinunternehmergrenze von 22.000 Euro nicht nacherhoben.

                


                 


                Ist auch die Kleinunternehmerregelung wegen Überschreitung der Umsatzgrenze nicht anwendbar, mildert sich die Prüfungsfeststellung noch dadurch, dass der Arzt korrespondierend einen anteiligen Vorsteuerabzug aus seinen Eingangsrechnungen geltend machen kann.
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          8.1 Verfahrenseinleitung während der Betriebsprüfung


          Ergeben sich während einer Außenprüfung Anhaltspunkte für eine Steuerstraftat, unterrichtet der Betriebsprüfer die Bußgeld- und Strafsachenstelle, die über die Verfahrenseinleitung entscheidet. Eine derartige Unterrichtungspflicht besteht in den folgenden Fällen:


          
            	ungeklärte Vermögenszuwächse, z. B. unplausible Geldzuflüsse, Verwandtendarlehen, Auslandsdarlehen oder Spielbankengewinne,


            	ungebundene Privatentnahmen, die zur Bestreitung des Lebensunterhalts offensichtlich nicht ausreichen,


            	Feststellung schwerwiegender Buchführungsmängel, insbesondere auffälliges Fehlen von sonst allgemein üblichen Belegen,


            	Hinweise auf verschwiegene oder irreführend bezeichnete Bankkonten (Konten auf fingierten oder fremden Namen),


            	sich aus Kontrollmitteilungen ergebende Einnahmen sind in der Buchführung nicht erfasst,


            	Vorlage einer Selbstanzeige durch den Steuerpflichtigen, egal in welchem Verfahrensstadium,


            	konkrete Verdachtsmomente, dass Belege manipuliert/gefälscht wurden.

          


          Die Einleitung eines Steuerstrafverfahrens muss dem Beschuldigten bekannt gegeben werden. Mit der Bekanntgabe muss eine Belehrung erfolgen, die schriftlich festzuhalten ist. Dazu gehört der Hinweis, dass es dem Beschuldigten frei steht, sich zur Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen. Es ist darauf hinzuweisen, dass er jederzeit, auch schon vor einer Vernehmung, einen Rechtsanwalt befragen darf und zur Entlastung einzelne Beweiserhebungen beantragen kann. Weiter ist darüber zu belehren, dass für das Besteuerungsverfahren weiter die Verpflichtung zur Mitwirkung besteht; diese jedoch nicht erzwungen werden kann, soweit dadurch eine Selbstbelastung erfolgt und dass aus der fehlenden Mitwirkung im Besteuerungsverfahren nachteilige Folgen gezogen werden können, weil dann Besteuerungsgrundlagen geschätzt werden können. In der Regel setzt der Betriebsprüfer auch nach Einleitung des Steuerstrafverfahrens die Betriebsprüfung in Abstimmung mit der Strafsachenstelle fort. Ob und inwieweit der Steuerpflichtige nach der Verfahrenseinleitung sein Schweigerecht nutzt und im Rahmen der Betriebsprüfung noch Angaben macht, sollte mit dem Steuerberater und dem Strafverteidiger abgestimmt werden.


          
            Praxistipp


            Nach Verfahrenseinleitung einen Steuerstrafverteidiger hinzuziehen und den Umfang der künftigen Mitwirkung im Rahmen der Betriebsprüfung besprechen!

          


           


          
            8.2 Verfahrenseinleitung nach Schlussbesprechung


            Der Steuerpflichtige soll im Anschluss an die Schlussbesprechung darauf hingewiesen werden, dass die straf- oder bußgeldrechtliche Würdigung einem besonderen Verfahren vorbehalten bleibt, wenn die Möglichkeit besteht, dass aufgrund der Prüfungsfeststellungen eine Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit vorliegt. Zusätzlich zu dem normalen Prüfungsbericht fertigt der Betriebsprüfer dann einen Bericht für die Bußgeld- und Strafsachenstelle, die darüber entscheidet, ob sie ein Steuerstrafverfahren einleitet oder nicht.


            In der Praxis nehmen diese Verfahrenseinleitungen im Anschluss an eine Betriebsprüfung zu. Die Betriebsprüfer scheuen das verschärfte Klima der Betriebsprüfung im Rahmen eines eingeleiteten Strafverfahrens und bevorzugen daher die Abgabe an die Strafsachenstellen am Ende der Außenprüfung.


            Besonders ärgerlich ist es, wenn im Rahmen einer Schlussbesprechung eine Einigung erzielt wird, mit der der Steuerpflichtige einverstanden ist. Wird dann trotzdem das Strafverfahren eingeleitet, kommen die Verfahrenskosten des Strafverfahrens und gegebenenfalls Geldstrafen hinzu. Die gesamte Betriebsprüfung wird dann aus der Sicht des Arztes sehr viel teurer.


            
              Praxistipp


              In der Schlussbesprechung ist sicherzustellen, dass keine strafrechtlichen Verdachtsmomente bestehen.

            


             


            Daher muss im Zweifelsfall im Rahmen der Schlussbesprechung auch darüber gesprochen werden, ob zusätzlich strafrechtliche Fragen im Raum stehen oder nicht. Ist dies der Fall, können Prüfungsfeststellungen nur nach Abstimmung mit einem Strafverteidiger akzeptiert werden.
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        Ein traditioneller Schwerpunkt bei der Prüfung von Freiberuflern ist die Frage der Gewerblichkeit. Bisher blieben Ärzte davon weitgehend verschont. Durch die erleichterten Möglichkeiten zur Beschäftigung angestellter Ärzte einerseits und durch neue strengere Rechtsprechung andererseits rückt die Prüfung der Gewerbesteuer jedoch zunehmend in den Vordergrund.


        Zu einer zusätzlichen steuerlichen Belastung kommt es aber nur in Gemeinden mit einem Gewerbesteuersatz von über 400 %, weil bis zu diesem Betrag die Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer angerechnet wird.


        
          5.1 Infektion durch gewerbliche Einkünfte


          Bei einer Personengesellschaft kann bereits ein geringer Anteil von gewerblichen Einkünften die gesamte Praxis infizieren.


          Danach kommt es zu einer Umqualifizierung der freiberuflichen Tätigkeit in eine gewerbliche Tätigkeit, wenn die gewerblichen Nettoumsatzerlöse 3 % der Gesamtnettoumsatzerlöse der Gesellschaft übersteigen. Zu einer gewerblichen Infektion kommt es in jedem Fall, wenn eine absolute (feste) Grenze von 24.500 Euro an gewerblichen Einnahmen überschritten ist.


          
            5.2 Infektion durch angestellte Ärzte


            Selbstständige Ärzte üben ihren Beruf grundsätzlich auch dann leitend und eigenverantwortlich aus, wenn sie ärztliche Leistungen von angestellten Ärzten erbringen lassen. Voraussetzung dafür ist aber, dass sie aufgrund ihrer Fachkenntnisse durch regelmäßige und eingehende Kontrolle maßgeblich auf die Tätigkeit ihres angestellten Fachpersonals – patientenbezogen – Einfluss nehmen, sodass die Leistung den „Stempel der Persönlichkeit“ des Steuerpflichtigen trägt.[3]


            
              Praxistipp


              Art und Umfang der Kontrolle angestellter Ärzte sind genau festzulegen und zu dokumentieren.

            


             


            
              5.3 Infektion durch Partner minderen Rechts


              Der BFH hat in einer viel beachteten Entscheidung vom 03.11.2015[4] die gesamte Tätigkeit einer ärztlichen Gemeinschaftspraxis als Gewerbebetrieb eingeordnet, weil eine Ärztin mit minderen Gesellschaftsrechten beteiligt wurde.


              
                Hinweis


                Die Betriebsprüfung beurteilt auch ältere Gemeinschaftspraxisverträge auf Basis dieser Entscheidung.

              


               


              Nicht jeder zivilrechtliche Gesellschafter einer Personengesellschaft ist auch Mitunternehmer i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Dies ist er nur dann, wenn er aufgrund seiner gesellschaftsrechtlichen Stellung Mitunternehmerinitiative ausüben kann und ein Mitunternehmerrisiko trägt. Werden partnerschaftliche Rechte – wie im Urteilsfall – zu sehr eingeschränkt, wird der Gesellschafter steuerlich zum Angestellten. Erfolgt dann keine ausreichende Überwachung, erfolgt eine gewerbliche Infektion.

            

          

        

      

    

  

